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Stand und Perspektive der Wiener MBFR-Verhandlungen 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.13 - hat mit 
Schreiben vom 19. Juni 1986 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Den MBFR-Verhandlungen kommt hohe Bedeutung bei den 
Bemühungen zu, durch rüstungskontrollpohtische Vereinbarun- 
gen zwischen West und Ost mehr Sicherheit und Stabüität in 
Europa zu schaffen. 

Die Diskussion um Nuklearwaffen darf nicht den Bhck dafür 
verstellen, daß die konventionelle Überlegenheit des Warschauer 
Paktes eine wesentiiche Ursache für Instabüitäten ist, die die 
nukleare Abschreckung erforderhch machen. 

Konventionelle Rüstungskontrolle ist unverzichtbar, um Stabüität 
beim gesamten müitärischen Kräfteverhältnis herzusteUen und so 
die Bemühungen um nukleare RüstungskontroUe zu ergänzen. 

MBFR bleibt notwendig, um die hohe müitärische Konzentration 
in Mitteleuropa, die die West-Ost-Beziehungen belastet, abzu- 
bauen. 

MBFR ist das einzige RüstungskontroUforum, in dem NATO und 
Warschauer Pakt miteinander verhandeln, d. h. die beiden Bünd- 
nissysteme, die die Sicherheitslage in Europa prägen. 

In den langjährigen Verhandlungen hat sich die Überzeugungs- 
kraft von sicherheits- und rüstungskontroUpohtischen Grundsät- 
zen bewährt, die für den Westen unverzichtbar sind. Dazu ge- 
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hören insbesondere die Prinzipien der Parität, der Kollektivität 
und der verläßlichen Verifizierbarkeit, ln Teilbereichen konnte 
Zustimmung des Ostens erreicht werden. Diese Grundsätze müs- 
sen auch künftigen weiterführenden Bemühungen in Europa um 
rüstungskontroUpolitische Stabilisierung im konventionellen 
Bereich zugrunde hegen. 

MBFR bedarf angesichts seiner Begrenzung auf Mitteleuropa der 
Ergänzung durch die KVAE, die ganz Europa vom Atlantik bis 
zum Ural einbezieht. Andererseits kann die KVAE Bemühungen 
um Stabihsierung der mihtärischen Lage in Mitteleuropa nicht 
ersetzen. Der Westen hat mit seiner Initiative vom 5. Dezember 

1985 einen weitreichenden Schritt unternommen, um in der zen- 
tralen offenen Frage der Verifikation einen Durchbruch zu errei- 
chen und so ein erstes MBFR-Ergebnis zu ermöghchen. Es geht 
darum, durch eine kooperative Verifikationsregelung zu gewähr- 
leisten, daß die als Teü eines ersten Abkommens vorzusehende 
Verpflichtung zur Nichterhöhung des Streitkräftepersonals im 
Reduzierungsgebiet eingehalten wird. Damit würde zugleich die 
faktenmäßige Grundlage für ein Folgeabkommen geschaffen, das 
zur Herstellung von Personalparität bei den Land- und Luftstreit- 
kräften beider Seiten in Mitteleuropa führen soll. Die Bundes- 
regierung hat an den Vorschlägen vom 5. Dezember 1985 initiativ 
mitge wirkt. 

Die Initiative vom 5. Dezember 1985 hat in Wien eine neue 
Verhandlungssituation geschaffen. Generalsekretär Gorbatschow 
hat das in seiner Erklärung vom 15. Januar 1986 anerkannt, in der 
er zu MBFR ausführte, daß „sich nun die Konturen eines Abkom- 
mens abzeichnen". Gleichzeitig erklärte er, die Sowjetunion sei 
bei MBFR zu „vernünftiger Verifikation" bereit. 

Diese Erklärung hat leider bisher am Verhandlungstisch keinen 
Niederschlag gefunden. Mit seinem Textentwurf vom 20. Februar 

1986 hat der Osten lediglich bereits bekannte und unzureichende 
Positionen, auch zu Verifikationsfragen, formaüsiert. 

RüstungskontroUvereinbarungen müssen verläßlich verifizierbar 
sein, wenn sie Sicherheit und Stabilität wirksam verbessern sol- 
len. Die Sowjetimion und ihre Bündnispartner sind auf gerufen, 
die Tragfähigkeit ihrer erklärten Bereitschaft zu überprüfbarer 
Abrüstuung im konventionellen Bereich durch einen konstrukti- 
ven Beitrag zur Lösung des Verifikationsproblems bei MBFR unter 
Beweis zu stellen. 

Ersten Ergebnissen bei MBFR und bei der KVAE kommt entschei- 
dende Bedeutung, auch für weiterführende Bemühungen um eine 
Stabilisierung des konventionellen Kräfteverhältnisses in ganz 
Europa, zu. Die Bundesregierung wird alles in ihren Kräften 
Stehende tun, damit sowohl in Stockholm als auch in Wien bald 
Ergebnisse erreicht werden. 
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Zum gegenwärtigen Stand an Truppen und Rüstungen 
im gegenwärtigen MBFR-Raum 

1. Wie viele Heeres- und Luftwaffentruppen sind gegenwärtig im 
östlichen bzw. westlichen MBFR-Raum stationiert? 

2. Wie hoch sind die jeweiligen nationalen Truppenanteile im 
westlichen bzw. östlichen MBFR-Raum? 

Im westlichen Teil des Raums der Reduzierungen sind derzeit 
etwa 800000 Soldaten der Landstreitkräfte und ca. 200000 Sol- 
daten der Luftstreitkräfte der NATO, also insgesamt ca. 1 Mio. 
Soldaten stationiert. 

Nach Informationen der Bundesregierung verfügt der Warschauer 
Pakt im ösüichen Teil über ca. 970 000 Soldaten der Landstreit- 
kräfte und etwa 230 000 Soldaten der Luftstreitkräfte, also ins- 
gesamt über etwa 1,2 Mio. Soldaten. 

Da bei den MBFR-Verhandlungen die Truppen beider Seiten 
kollektiv - und nur die amerikanischen und sowjetischen Streit- 
kräfte gesondert - behandelt werden, gehen die nationalen 
Truppenteüe in die Gesamtzahl der oben angegebenen Streit- 
kräfte ein. Deshalb spielen die nationalen Streitkräfteumfänge in 
der derzeitigen Verhandlungslage keine Rolle. Angaben über 
nationale Gruppenanteile würden im übrigen nicht dem Grund- 
satz der Kollektivität entsprechen. 


3. Welche an den MBFR-Verhandlungen beteiligten Staaten in 
Mitteleuropa wären angesichts ihrer demographischen Ent- 
wicklung gezwungen, zur Aufrechterhaltxmg ihrer 
Präsenzstärke zusätzhche Reknitienmgsmaßahmen zu 
ergreifen? 


Nach Erkenntnissen der Bundesregierung ergeben sich auch in 
anderen Ländern Mitteleuropas, die an den MBFR-Verhandlun- 
gen beteüigt sind, ähnhche demographische Entwicklungen wie 
in der Bundesrepubhk Deutschland. Zu möghchen Auswirkungen 
auf die Präsenzstärke und daraus ggf. folgenden zusätzhchen 
Rekrutierungsmaßnahmen kann die Bundesregierung aus grund- 
sätzhchen Erwägungen nicht öffenthch Stellung nehmen. 


4. Welche im MBFR-Raum stationierten Waffensysteme sind dop- 
pelt verwendbar, also sowohl atomar als auch konventionell 
ausrüstbar? 


In die Kategorie der Waffensysteme im Raum der Reduzierungen, 
die sowohl konventionell einsetzbar als auch technisch nuklear- 
fähig sind, gehören: 

— Rohrartillerie ab 152 mm, 

— Boden/Boden-Flugkörper und 

— Kampfflugzeuge. 
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5. Wie hoch ist die Anzahl der atomaren Waffen im MBFR-Raum, 
und um welche Kategorien von Atomwaffenträgem handelt es 
sich auf jeder Seite? 


Die NATO verfügt im westlichen Raum der Reduzierungen über 
folgende nukleare Trägersysteme, die z.T. auch konventionell 
eingesetzt werden können: 

— Rohrartillerie (155 mm und 203 mm), 

— Boden/Boden-Flugkörper PERSHING 11, PERSHING la, 
LANCE und landgestützte Marschflugkörper sowie 

— Kampfflugzeuge F-4 PHANTOM, F-104 STARFIGHTER, F-16, 
JAGUAR und TORNADO. 

Im östlichen Raum der Reduzierungen verfügt der Warschauer 
Pakt über folgende Trägersysteme, die nuklear und konventionell 
eingesetzt werden können: 

— Rohrartülerie (152 mm, 203 mm und 240 mm), 

— Boden/Boden-Hugkörper FROG/SS-21, SCUD/SS-23, SS-12/ 
22 SCALEBOARD und 

— Kampfflugzeuge MlG-21 FISHBED, MIG-23 FLOGGER, 
SU-17 FITTER und SU-24 FENCER. 

Angaben zur Anzahl der nuklearen Gefechtsköpfe unterliegen 
der Geheimhaltung. 

Der Warschauer Pakt besitzt bei den genannten Waffensystemen 
eine deutliche Überlegenheit. 

Die nuklearfähigen Waffensysteme im Raum der Reduzierungen 
dürfen im übrigen nicht isoliert betrachtet werden, da außerhalb 
dieses Gebiets noch weitere nukleare Waffensysteme zur Ver- 
fügung stehen, mit denen in diesen Raum hineingewirkt werden 
kann (z.B. ICBM, SS-20, Bomber), ln diesem Zusammenhang wird 
besonders auf die schnelle Verlegefähigkeit von nuklearfähigen 
Flugzeugen in Europa hingewiesen. 


6. Wie hoch ist die Anzahl der chemischen Waffen im MBFR- 
Raum, um welche Arten chemischer Kampfstoffe handelt es 
sich dabei, und welche Typen von Träger-Waffen werden für 
chemische Kampfstoffe bereitgehalten? 


Im Raum der Reduzierungen auf westlicher Seite verfügen nur die 
Vereinigten Staaten über ein begrenztes chemisches Abschrek» 
kungspotential. 

Die Sowjetunion verfügt über ein Potential seßhafter und nicht- 
seßhafter Kampfstoffe, das sie zu chemischer Kriegsführung be- 
fähigt. Angaben zu Beständen an chemischer Munition im östli- 
chen Teü des Raums der Reduzierungen können nicht gemacht 
werden. 

Den im Raum der Reduzierungen stationierten Streitkräften des 
Warschauer Paktes steht ein breites Spektrum von Waffensyste- 
men für chemische Einsätze zur Verfügung. Dazu gehören u.a.: 
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— Boden/Boden-Flugkörper, 

— Rohrartillerie, 

— Mehrfachraketenwerfer, 

— Minen, 

— Flugzeuge/Hubschrauber mit Luft/Boden-Flugkörpern, Bom- 
ben imd Sprühtanks. 


Zu den gegenwärtig verhandelten Themen 

7. Welche Kompromißmöglichkeiten hält die Bundesregierung im 
Bereich der KontroUverfahren für denkbar? 


Die Verifikation ist das entscheidende ungelöste Problem der 
MBFR-Verhandlungen. Die bei MBFR angestrebten Reduzierun- 
gen und Limitierungen für Land- und Luftstreitkräfte stellen müi- 
tärisch einschneidende Vertragspfhchten dar, die wirksam verifi- 
zierbar sein müssen. Der Westen hat seine Vorstellung für eine 
solche Regelung in Wien vorgelegt und erläutert. Die östlichen 
Teünehmer, die diese Vorschläge kritisieren, haben unzurei- 
chende Verifikations Vorschläge gemacht. Insbesondere ist zu 
bemängeln: 

— Der Osten will Angaben über seine Streitkräfte im Reduzie- 
rungsgebiet auf Gesamtzahlen beschränken und lehnt es ab, 
sie soweit aufzuschlüsseln, daß die Überprüfung möglich 
wäre. 

— Bei Inspektionen vor Ort, die für die Überprüfung der über die 
Streitkräfte gemachten Angaben unerläßhch sind, behält sich 
der Osten ein Ablehnungsrecht vor. 

— Die halbjährlich stattfindende Rotation sowjetischer Streit- 
kräfte - dabei werden pro Jahr mehrere Hunderttausend 
Mann ausgetauscht - soll bei den ständigen Durchlaufpunk- 
ten nicht erfaßt werden. 

Positive Grundsatzerklärungen von östiicher Seite in jüngster 
Zeit, in denen das Erfordernis einer vernünftigen Verifikation 
anerkannt wurde, müssen endlich konkret am Verhandlungstisch 
umgesetzt werden, damit ein verläßhches und kooperatives Veri- 
fikationssystem vereinbart werden kann. 


8. Welche Truppenreduzierungen würden - unter der Vorausset- 
zung, daß es zu einem vertraglich geklärten Einvernehmen 
über die KontroUverfahren konunt - nach dem gegenwärtigen 
Verhandlungsstand stattfinden? 

Der Osten hat im Februar 1985 unter Auf greifen früherer west- 
licher Vorstellungen vorgeschlagen, die Verhandlungen zunächst 
auf ein erstes MBFR-Abkommen mit begrenzten Anfangsreduzie- 
rungen von USA und UdSSR sowie eine Nichterhöhungsverpflich- 
timg zu konzentrieren. 
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Der Westen hat dem am 5. Dezember 1985 im Prinzip zugestimmt. 
Nach dem derzeitigen Stand sehen beide Seiten den Abzug von 
11 500 Mann sowjetischer Landstreitkräfte vor; der Westen bietet 
den Abzug von 5 000 amerikanischen Soldaten an, der Osten 
fordert hingegen den Abzug von 6 500 Mann. 

Das militärische wie rüstungskontroUpohtisch wichtigste Element 
eines ersten Abkommens ist jedoch die dreijährige Nichter- 
höhimgsverpflichtung. Durch das vom Westen vorgeschlagene 
koorperative System der Verifikation soll die Einhaltung der 
Nichterhöhimgsverpflichtung gewährleistet werden. Zugleich 
wird auf diese Weise die Ausgangsbasis für weitere Reduzierun- 
gen geschaffen. 


9. Welche Verhandlungspunkte sind zwischen Ost und West noch 
strittig, um ein MBFR-Abkommen zu erzielen, wenn eine Ver- 
einbarung über die Kontrollverfahren erzielt worden ist? 

Abgesehen von den unterschiedlichen Reduzierungsumfängen (s. 
Ziffer 8) sind strittig: 

Der Osten fordert die Einbeziehung von Waffen und Gerät in die 
Reduzierungs- und in die Nichterhöhungsverpflichtung. Der 
Westen hat erklärt, daß die Behandlung der Waffenfrage die 
Einigimg über ein erstes MBFR-Abkommen verzögern würde. Im 
übrigen siehe Antwort auf Fragen 16 bis 19. 

Der Westen hat früher vorgeschlagen, die Landstreitkräfte auf 
700000 Mann zu begrenzen und eine gemeinsame Obergrenze 
von 900 000 Mann für Land- und Luftstreitkräfte vorzusehen. Der 
Osten fordert demgegenüber eine Begrenzung der Landstreit- 
kräfte auf 700 000 und eine gesonderte Obergrenze für Luftstreit- 
kräfte bei 200 000 Mann. 

Diese Frage wird in dem jetzt in Wien zur Verhandlung stehenden 
ersten Abkommen nicht akut, da beide Seiten nur Anfangsredu- 
zierungen von Landstreitkräften vorsehen und die Nichter- 
höhimgsverpflichtung für Land- und Luft Streitkräfte keine 
Begrenzung für Teilstreitkräfte festlegen würde. 

Der Osten verlangt, daß die vorgesehene Nichterhöhungsver- 
pflichtung sowohl kollektiv für beide Seiten als auch national für 
jeden Teilnehmerstaat gelten soll. Der Westen wünscht eine kol- 
lektive Nichterhöhungsverpflichtung, unter deren Dach die 
Sowjetunion und die USA zusätzhch nationalen Obergrenzen 
unterliegen. 

Während Ost und West übereinstimmen, daß amerikanische und 
sowjetische Anfangsreduzierungen zu 90 Prozent in Verbänden 
und bis zu 10 Prozent in Einzelpersonen vorgenommen werden 
sollen, möchte der Osten die Reduzierungen auf Kampf- und 
Kampfimterstützungstruppen beschränken. Der Westen wünscht 
Einbeziehimgen aller Truppengattungen nach eigener Entschei- 
dung ohne diese Spezifizierung. 
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Der Westen wünscht Anwendung der Bestimmungen über Notifi- 
zierung und Beobachtung von militärischen Aktivitäten außerhalb 
der Standorte auch auf dem Gebiet der Teilnehmer mit „beson- 
derem Status": Dänemark, Norwegen, Italien, Griechenland, Tür- 
kei sowie Rumänien und Btilgarien (über den Status Ungarns ist 
noch zu entscheiden) sowie in einem bestimmten Gebiet der 
UdSSR, um im Sinne des Mandats zu „stabüeren Beziehungen 
und zur Festigung von Frieden und Sicherheit in Europa beizu- 
tragen". 


10. Welche konkreten Regelungen sieht der westiiche MBFR- Vor- 
schlag vor, um zu einer Begrenzimg der Streitkräfte beider 
Seiten auf 900 000 zu kommen? 

1 1 . Trifft es zu, daß der neue westliche MBFR- Vorschlag über einen 
Zeitraum von vier Jahren eine beiderseitige Reduzierung der 
Streitkräfte auf die Obergrenze von 900 000 Soldaten aus- 
schließt? 


Beide Vorschläge, der östliche vom 14. Februar 1985 und der 
westliche vom 5. Dezember 1985, konzentrieren sich auf ein erstes 
Teilabkommen von ca. vier Jahren Geltungsdauer. Seine Aufgabe 
ist, den Prozeß der Reduzierung auf Parität auf dem angestrebten 
niedrigeren Niveau einzuleiten. Durch seine Vorschläge für eine 
wirksame Verifikation der in einem ersten Abkommen zu ver- 
einbarenden Nichterhöhungsverpflichtung will der Westen 
zugleich die notwendigen Voraussetzungen für den weiteren 
Reduziemngsprozeß schaffen. 

Die detailüerte Regelung eines solchen Gesamtprozesses ist nicht 
Ziel des jetzt von beiden Seiten vorgeschlagenen, zeitlich und 
sachlich begrenzten ersten Abkommens. 


12. Hat die Bimdesregierung bereits Gespräche mit westlichen 
Bündnispartnern geführt, welche Reduzierungsquoten von den 
einzelnen Partnern anteilmäßig übernommen würden, um zu 
der Obergrenze von 900 000 Soldaten im west- 
lichen MBFR-Gebiet zu kommen? Welche Ergebnisse hatten 
gegebenenfalls diese Gespräche? 


Zwischen den Bündnispartnern besteht Einvernehmen, daß auf 
jeden direkten Teilnehmer an den Verhandlungen, der Großver- 
bände im Raum der Reduzierungen unterhält, ein „bedeutender 
Anteü" der nach einem ersten Teüabkommen in einem weiteren 
Abkommen vereinbarten Reduzierungen entfallen würde. 


13. Hält die Bxmdesregierung daran fest, daß zwar die Verein- 
barung über eine Obergrenze von 900000 Soldaten auf jeder 
Seite erzielt werden soll, aber die Begrenzimg auf 200000 
Luftstreitkräfte westücherseits noch nicht akzeptiert wird? Aus 
welchen Gründen hält die Bundesregierung gegebenenfalls 
daran fest? 
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Die Frage spielt bei einem jetzt angestrebten ersten Abkommen 
keine Rolle. Im übrigen s. Antwort zur Frage 9. 


14. Welche begleitenden Meißnahmen hält die Bundesregierung 
für notwendig, um zu einem Vertragsabschluß zu kommen? 

Der von der Bundesregierung maßgeblich mitgestaltete und 
inhaltlich im vollen Umfang mitgetragene westhche Vorschlag 
vom 5. Dezember 1985 enthält die „Begleitenden Maßnahmen", 
die das Bündnis für notwendig ansieht, um die Überprüfbarkeit 
der Einhaltimg eines Abkommens zu gewährleisten und zur Ver- 
trauensbüdung beizutragen. 

Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: 

— Begleitende Maßnahme 1: Vorherige Ankündigung von mih- 
tärischen Aktivitäten außerhalb der Standorte, ab einer Divi- 
sion, 30 Tage im voraus, 

— Begleitende Maßnahme 11: Austausch von Beobachtern zu 
vorher angekündigten Aktivitäten, 

— Begleitende Maßnahme 111: Vorherige Ankündigung der Ver- 
legung von Landstreitkräften in den Raum der Reduzierun- 
gen, ab einer Division oder bei mehr als 25 000 Mann inner- 
halb eines Monats, 

— Begleitende Maßnahme IV: Das Recht zur Durchführung von 
30 Inspektionen in jedem Jahr der Gültigkeit der Nichterhö- 
hungsverpflichtung , 

— Begleitende Maßnahme V: Festgelegte Ein- und Austritts- 
punkte mit Beobachtern, 

— Begleitende Maßnahme VI: Austausch von Informationen 
über die verbleibenden Land- und Luftstreitkräfte, die der 
Nicht-Erhöhungs-Verpfhchtung unterüegen, bis hinunter zur 
Bataillonsebene aufgeschlüsselt, 

— Begleitende Maßnahme VII: Nichtbehinderung der nationalen 
technischen Mittel, 

— Begleitende Maßnahme VIII: Ankündigung und Beobachtung 
der Reduzierungen. 

Die Begleitenden Maßnahmen werden Bestandteü des Abkom- 
mens und treten mit dem Beginn der Reduzierungsphase in Kraft, 
ausgenommen die Begleitende Maßnahme IV (Inspektion) und 
die Begleitende Maßnahme VI (Informationsaustausch), die erst 
mit dem Abschluß der amerikanischen und sowjetischen Anfangs- 
reduzierungen Gültigkeit erlangen werden. 


Zur Minderung der Rüstung 

15. Ist für die Bundesregierung das am 28. Juni 1973 unter den 
MBFR-Verhandlungsteilnehmem einverständlich vereinbarte 
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Mandat noch verbindlich, wonach „Verhandlungen über die 
gegenseitige Verminderung von Streitkräften und Rüstungen 
imd damit zusammenhängende Maßnahmen in Mitteleuropa 
zu führen" sind? 


Das am 28. Juni 1973 von den MBFR-Verhandlungsteilnehmern 
vereinbarte Mandat ist für die Bundesregierung unverändert ver- 
bindlich. 


16. Welche Initiativen wurden von der Bundesregierung - ent- 
weder im MBFR-Forum oder innerhalb der westlichen Ver- 
handlimgsteünehmer - ergriffen, um zu einer Vereinbarung 
über eine Verminderung der Rüstungen, insbesondere im kon- 
ventionellen Bereich, zu kommen? 

17. Welche Initiativen haben andere MBFR-Verhandlungsteü- 
nehmer zur Verminderung der Rüstungen ergriffen? 

18. Wie hat die Bundesregierung bisher auf solche Initiativen rea- 
giert? 


Der Westen hat entsprechend dem Mandat von 1973, „während 
der Verhandlungen die gegenseitige Verminderung von... 
Rüstungen... zu erörtern", 1973 und 1975 konkrete Vorschläge 
zur Waffenfrage unterbreitet. Hierauf ist der Osten nie ein- 
gegangen. 

Mit dem Ziel, die MBFR- Verhandlungen zu vereinfachen und zu 
beschleunigen, hat der Westen in seiner Initiative vom Dezember 
1979 vorgeschlagen, die Verhandlungen auf Personalreduzierun- 
gen und -begrenzungen zu konzentrieren und die Behandlung 
der Waffenfrage auf ein späteres Verhandlungsstadium zu ver- 
schieben. 

Die Erörterungen der Waffenfrage zwischen 1973 und 1979 haben 
die Kompüziertheit dieses Bereichs offengelegt und deutlich 
gemacht, daß die schwierigen Fragen der Definition, Vergleich- 
barkeit, Zuordnung und Zählweise von Waffensystemen eine bal- 
dige Einigung erheblich erschweren würden. Auch der Osten 
sieht die Kompliziertheit dieser Materie und hat es immer vermie- 
den, seinerseits präzise Vorschläge zur Frage der Waffen und 
Rüstungen vorzulegen. Er hat lediglich vorgeschlagen, Truppen 
„mit ihrer Bewaffnung und Kampftechnik" zu reduzieren, dabei 
aber keinerlei Definitionen, Zählkriterien oder Zahlenangaben 
vorgelegt. Er läßt offen, wie eine Verifikation von Rüstungen in 
einem MBFR-Abkommen effektiv gestaltet werden könnte. Der 
Westen hält es jedoch für erforderlich, Vertragspflichten präzise 
zu definieren und verifizierbar zu machen. 

Davon abgesehen sind bei jeder Einbeziehung von Waffen und 
Rüstungen die unterschiedlichen Konsequenzen für die im Raum 
der Reduzierungen stationierten bzw. die einheimischen Kräfte zu 
berücksichtigen. Im Falle der Sowjetunion würde es sich um eine 
Verpflichtung zur Verlegung der Waffen und Rüstungen um ca. 
500 km nach Osten handeln, während dies im Falle der USA eine 
Verlegung um ca. 5 000 km bedeuten würde. 

Die Bundesregierung hält eine Einbeziehung von Waffen im 
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gegenwärtigen Verhandlungsstadium für nicht angezeigt, um 
einen ersten Verhandlungserfolg in Form eines begrenzten 
Abkommens über Personalreduzierungen und -hmitierungen, wie 
er nunmehr erreichbar erscheint, nicht zu gefährden. 


19. Welche Initiativen gedenkt die Bundesregierung in naher 
Zukunft zu ergreifen, um die im MBFR-Rahmen liegenden 
Chancen zur Minderung von Rüstimgen zu nutzen? 


Der westiiche Vorschlag vom 5. Dezember 1985, an dem die 
Bundesregierung initiativ mitgewirkt hat, hat in Wien eine neue 
Lage geschaffen: Generalsekretär Gorbatschow erklärte am 
15. Januar 1986, daß sich die Konturen eines MBFR- Abkommens 
abzeichnen. 

Beide Seiten sind sich über den Rahmen für ein erstes MBFR- 
Abkommen im Prinzip einig. Die Bundesregierung wird, gemein- 
sam mit den Bündnispartnern, darauf drängen, ein solches 
Abkommen entsprechend der westhchen Initiative zu erreichen, 
das gleichzeitig eine verläßhche Grundlage für weitergehende 
Abkommen schafft. 


Zur breiteren Ausschöpfung des MBFR-Rahmens 

20. Wie würde die Bimdesregienmg - falls es zu einem Abkommen 
über eine gleichgewichtige Truppenreduzierung auf jeweüs 
900 000 Soldaten kommt - das konventionelle Kräfteverhältnis 
im MBFR-Raum einschätzen? 


Eine Verringerung und Begrenzung der Truppen beider Seiten 
auf je 900000 Soldaten im Raum der Reduzierungen wäre ein 
wichtiger Schritt auf dem Wege zu konventioneller Stabihtät in 
Mitteleuropa. Allerdings muß bei einer solchen Einschätzung das 
konventionelle Kräfteverhältnis im gesamten europäischen Raum 
einbezogen werden; die geostrategische Asymmetrie begünstigt 
den Warschauer Pakt. 


21. Wäre die Bimdesregierung bereit, auf der Gnmdlage einer 
gleichmäßigen Truppenpräsenz im MBFR-Raum Verhandlun- 
gen im MBFR-Rahmen über einen Abbau, insbesondere von 
atomaren Gefechtsfeldwaffen, aufzimehmen? 


Die Frage ist hypothetischer Natur. Im übrigen wird daran er- 
innert, daß die NATO durch den einseitigen Abzug von 2 400 
nuklearen Gefechtsköpfen bereits einen wesenthchen Beitrag 
auch zur Verringerung der nuklearen Gefechtsfeldwaffen gelei- 
stet hat. Die Sowjetunion bleibt aufgef ordert, diesem westhchen 
Beispiel zu folgen. 
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22. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, innerhalb des 
MBFR-Rahmens die Doppelverwendung einzelner Waffen- 
Systeme zu verbieten, um eine strikte Trennimg von konventio- 
nellen imd atomaren Waffen möglich zu machen? Wäre die 
Bimdesregierung zu entsprechenden Initiativen bereit? 


Aus westlicher Sicht ist vorrangiges Ziel der Verhandlungen in 
Wien, ausgewogene Reduzierungen der Streitkräfte zu verein- 
baren. Die Frage eines Verbotes der Doppelverwendung einzel- 
ner Waffensysteme im Rahmen eines MBFR-Abkommens stellt 
sich gegenwärtig nicht. 


23. Ist die Bimdesregierung bereit, gegebenenfalls auf der Giund- 
lage einer vereinbarten Truppenreduzierung von jeweils 
900 000 Soldaten im jeweiligen MBFR-Raum, weitere Truppen- 
reduzieiungen in diesem Vertragsraum anzustreben? 

Die Bundesregierung setzt sich in den MBFR-Verhandlungen 
nachdrückhch für das Ziel der Parität beim Personal der Land- 
und Luftstreitkräfte ein. Weiterführende Rüstungskontrolle im 
konventionellen Bereich müßte auf einem MBFR- Abkommen auf- 
bauen. Die Bundesregierung orientiert sich hierfür am Ziel kon- 
ventioneUer Stabihtät in ganz Europa vom Atlantik bis zum Ural. 


24. Hat sich die Bundesregierung bemüht, mit der französischen 
Regierung eine Verständigung über die künftige Teilnahme 
Frankreichs an den MBFR-Verhandlungen zu erzielen bzw. 
eine Berücksichtigung der in der BundesrepubÜk Deutschland 
stationierten französischen Truppen innerhalb des westlichen 
MBFR-Kontingents sicherzustellen? 


Frankreich ist nicht Teilnehmer der MBFR-Verhandlungen; seine 
Streitkräfte sind daher nicht Gegenstand der angestrebten Rege- 
lungen. Dieser Sachverhalt ist allen Verhandlungsteilnehmern 
bekannt und wird berücksichtigt. 
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